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1 Das Wichtigste in Kürze 

Für die Untersuchung mutmasslicher Widerhandlungen gegen die Strassenverkehrsge-

setzgebung des Bundes während einer militärischen Dienstfahrt sind grundsätzlich die 

Militärjustiz bzw. die Träger der Disziplinarstrafkompetenz zuständig. 

 

Bei nicht dienstlichen Fahrten während des Militärdienstes1 fällt die Beurteilung mut-

masslicher Widerhandlungen gegen die Strassenverkehrsgesetzgebung des Bundes 

nur in die Zuständigkeit der Militärjustiz bzw. die Träger der Disziplinarstrafkompetenz, 

falls im Zusammenhang mit der Fahrt zusätzlich ein militärisches Delikt2 zu beurteilen 

ist.  

 

Für die Beurteilung der Zuständigkeit spielt es keine Rolle, ob das gelenkte Fahrzeug 

ein Militärfahrzeug oder militärisch immatrikuliert ist, und/oder ob die Fahrt spesenrecht-

lich abgebucht werden kann. Der Arbeitsweg von Berufs- und Zeitmilitärs gehört nicht 

zur Dienstzeit. Dies gilt auch, wenn diese Personen ein Dienstfahrzeug benutzen oder 

die Uniform tragen.3 

 

Eine direkte Erledigung im Disziplinarverfahren wird nur dann empfohlen, wenn eine ent-

sprechende Widerhandlung von der zivilen Strafjustiz im Ordnungsbussenverfahren4 ab-

gewickelt werden könnte. 

 

 
 
1 Fahrten, welche nicht in direktem Zusammenhang mit einer Tätigkeit der Truppe stehen. 
2 Während des Ausgangs, der Arbeitszeit, der Ruhezeit, beim Einrücken oder nach der Entlassung ist 

eine beliebige strafbare Handlung des MStG erforderlich, im Urlaub eine solche gemäss Art. 61–114 
bzw. 138–144 MStG. 

3 Art. 101 der Verordnung über die Militärstrafrechtspflege (MStV; SR 322.2) 
4 Vgl. Art. 1 ff. des Ordnungsbussengesetzes vom 18. März 2016 (OBG; SR 314.1) sowie insbeson-

dere Anhang 1 zur Ordnungsbussenverordnung vom 16. Januar 2019 (OBV; SR 314.11). Dieser 
Tarif soll im Disziplinarstrafverfahren bei der Strafzumessung nur als Orientierungshilfe verwendet 
werden. Die Ausfällung einer Disziplinarbusse gleicher Höhe ohne Berücksichtigung sämtlicher 
Strafzumessungskriterien im Disziplinarstrafrecht ist unzulässig. 
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Soweit der militärische Strassenverkehr sich auf öffentlichen Strassen mit dem zivilen 

Strassenverkehr mischt, wird im Grundsatz eine analoge Beurteilung der Widerhandlun-

gen gegen die Strafbestimmungen empfohlen. Entsprechend sei auf die sog. Strafmas-

sempfehlungen SVG der Schweizerischen Staatsanwälte-Konferenz (SSK)5 verwiesen. 

 
Bei Widerhandlungen im rein militärischen Strassenverkehr kann insbesondere in Bezug 

auf die Strafzumessung auf militärische Besonderheiten Rücksicht genommen werden. 

 

2 Abgrenzung der Zuständigkeit von Militärjustiz und ziviler Strafjustiz 

Gemäss Art. 218 Abs. 3  Satz 1 MStG sind die dem Militärstrafrecht unterstehenden 

Personen6,7 der Militärgerichtsbarkeit unterworfen, wenn sie eine Widerhandlung gegen 

die Strassenverkehrsgesetzgebung des Bundes begehen: 

− bei einer militärischen Übung8; 

− bei einer dienstlichen Verrichtung der Truppe9 oder 

− im Zusammenhang mit einer im Militärstrafgesetz vorgesehenen strafbaren Hand-

lung. 

 

Die Strafbestimmungen des zivilen Rechts sind anwendbar.10 In leichten Fällen erfolgt 

disziplinarische Bestrafung.11 

 

Ohne Bedeutung für die Frage der Zuständigkeit der Militärgerichtsbarkeit ist, ob ein 

Militärfahrzeug oder ein Fahrzeug mit militärischen Kontrollschildern gelenkt wird oder 

nicht – massgebend ist eine Unterstellung des Fahrzeugführers oder weiterer Perso-

nen12 unter das Militärstrafrecht nach Art. 3 MStG. 

 

Eine durch eine militärische oder zivile Strafbehörde ausgefällte Strafe schliesst eine 

administrative Massnahme (z.B. einen Führerausweisentzug) und/oder einen allfälligen 

Regress (insbesondere durch das Schadenzentrum VBS) nicht aus. 

 

Bei einem Verkehrsunfall zwischen einer Militärperson und einer Zivilperson bleibt die 

Zivilperson der zivilen Strafgerichtsbarkeit und die Militärperson der Militärgerichtsbar-

keit unterstellt. Es ist keine Vereinigung der Verfahren vorgesehen.13 

 

3 Direkte disziplinarische Erledigung 

Art. 218 Abs. 3 MStG und Art. 180 Abs. 2 Bst. b MStG schaffen zwar für sämtliche Wi-

derhandlungen gegen die Strassenverkehrsgesetzgebung des Bundes eine gesetzliche 

Grundlage für die Annahme eines leichten Falles analog zu Art. 180 Abs. 2 Bst. a MStG. 

 
 
5 Abrufbar auf der SSK-Webseite unter 20220819_Empfehlungen SVG Layout neu_1.pdf  
6 In Art. 3 Abs. 1 MStG («Persönlicher Geltungsbereich») sind die Personenkategorien aufgeführt, die 

dem Militärstrafrecht unterstehen. Dazu gehören insbesondere Angehörige der Armee, Berufs- und 
Zeitmilitärs, Personen im Friedensförderungsdienst (Auslandeinsatz). 

7 Für Personen im Friedensförderungsdienst (Art. 3 Abs. 1 Ziff. 6 MStG) gilt der zeitlich erweiterte 
Geltungsbereich gemäss Art. 3 Abs. 2 MStG. 

8 Es geht um militärische Übungen während einer Militärdienstleistung i.S.v. Art. 12 Bst. a–d des Bun-
desgesetzes vom 3. Februar 1995 über die Armee und die Militärverwaltung (Militärgesetz, MG; 
SR 510.10). 

9 Es geht um dienstliche Verrichtungen der Truppe (Fn. 8), einschliesslich vor-/nachgängig zum ei-
gentlichen Ausbildungsdienst stattfindende Erkundungs- und Entlassungsarbeiten i.S.v. Art. 53 MG. 

10 Art. 218 Abs. 3 Satz 2 MStG 
11 Art. 218 Abs. 3 Satz 3 MStG 
12 Beispiele: Ein Vorgesetzter befiehlt dem Fahrer eine Überschreitung der zulässigen Geschwindig-

keit; ein alkoholisierter Beifahrer greift dem Fahrer ins Lenkrad und verursacht einen Unfall. 
13 Widerhandlungen gegen die Strassenverkehrsgesetzgebung des Bundes sind analog den nicht spe-

zifisch militärischen Tatbeständen des MStG zu behandeln und fallen unter die Regelung gemäss 
Art. 7 Abs. 2 MStG in Verbindung mit Art. 220 Abs. 2 MStG. 

https://www.ssk-cmp.ch/sites/default/files/2022-08/20220819_Empfehlungen%20SVG%20Layout%20neu_1.pdf
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Bei gewissen qualifizierten Strafbestimmungen ist aufgrund des Tatunrechts eine An-

nahme eines leichten Falles indessen kaum denkbar. Beispiele dafür sind die grobe Ver-

kehrsregelverletzung nach Art. 90 Abs. 2 SVG14, der sog. «Rasertatbestand» nach Art. 

90 Abs. 3 und 4 SVG sowie das Führen eines Fahrzeugs mit qualifizierter Atemalkohol- 

oder Blutalkoholkonzentration nach Art. 91 Abs. 2 Bst. a bzw. unter Drogeneinfluss oder 

in übermüdetem Zustand gemäss Art. 91 Abs. 2 Bst. b SVG. 

 

Die Abgrenzung, ob noch ein leichter Fall angenommen werden kann, ist gerade für den 

juristischen Laien nicht einfach. Es wird daher eine direkte Erledigung im Disziplinarver-

fahren nur dann empfohlen, wenn eine entsprechende Widerhandlung von der zivilen 

Strafjustiz im Ordnungsbussenverfahren abgewickelt werden könnte.15 In allen anderen 

Fällen ist grundsätzlich eine Untersuchung durch die Militärjustiz anzuordnen. Ob zu-

nächst eine vorläufige Beweisaufnahme nach Art. 102 Abs. 1 Bst. b MStP oder direkt 

eine Voruntersuchung nach Art. 103 MStP anzuordnen ist, soll mit der zuständigen Un-

tersuchungsrichterin oder dem zuständigen Untersuchungsrichter abgesprochen wer-

den. 

 

 
  

 
 
14 Strassenverkehrsgesetz vom 19. Dezember 1958 (SVG; SR 741.01) 
15 Vgl. oben Ziff. 1 samt Fn. 5 
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4 Exkurs: Anwendbarkeit des SVG auf nicht öffentlichen Strassen bzw. auf nicht 

der Öffentlichkeit zugänglichen Waffenplätzen 

Grundsätzlich sind die Verkehrsregeln auch auf nicht der Öffentlichkeit zugänglichen 

Waffenplätzen einzuhalten. Art. 64 VMSV16 erlaubt nur Ausnahmen, wenn militärische 

Bedürfnisse es erfordern und die nötigen Sicherheitsmassnahmen sowie Vorkehrungen 

im Interesse des übrigen Verkehrs getroffen worden sind. Die Verkehrsregeln des SVG 

sind nach Art. 1 SVG auf öffentlichen Strassen auch für den militärischen Strassenver-

kehr anwendbar. Nach der Rechtsprechung sind die Verkehrsregeln des SVG auf nicht 

öffentlichen Strassen als Dienstvorschrift im Sinne von Art. 72 MStG anwendbar.17 

 

5 Schlussbestimmungen 

Die Richtlinien vom 19. November 2008 des Oberauditors zum Strassenverkehrsrecht 

(R SVG) werden aufgehoben. 

 

Diese Empfehlungen treten am 1. Juni 2021 in Kraft und gelten bis zum 31. Dezember 

2025.  

 

Die Geltungsdauer dieser Empfehlungen wird verlängert bis zum 31. Dezember 2030. 

 

 

Schweizer Militärjustiz 

 

 

 

Brigadier Stefan Flachsmann 

Oberauditor 

 

 

Verteiler 

Angehörige der Militärjustiz 

Richter der Militärgerichte 1–3 

Richter der Militärappellationsgerichte 1–3 

Richter des Militärkassationsgerichts 

Verteidiger 

Kdo MP 
 

 
 
16 Verordnung über den militärischen Strassenverkehr vom 11. Februar 2004 (SR 510.710) 
17 Urteil des Militärappellationsgerichts 2 vom 18. September 2017, Erw. V.4. Die Militärgerichte erster 

Instanz wichen in ihrer jüngeren Rechtsprechung von diesem Entscheid ab und gingen von der 
Nichtanwendbarkeit des SVG für den militärischen Verkehr ausserhalb von öffentlichen Strassen 
aus. Es wird daher gestützt auf Art. 1 VMSV in Verbindung mit Art. 64 Abs. 1 VMSV auch die Meinung 
vertreten, die Strassenverkehrsregeln seien für den militärischen Verkehr auch auf nicht öffentlichen 
Strassen direkt anwendbar, soweit keine Ausnahmen im Sinne von Art. 64 Abs. 2 VMSV umschrie-
ben werden (vgl. Tafeln zum Militärstrafrecht 4. A. 2019, flachsmann.net). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2004/108/de
https://flachsmann.net/

